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« Aussprache im bsd . Landtag
über die Ausschreitungen .

Die große Aussprache, die gestern im badischen Landtag
vuf Grund mehrerer Interpellationen stattfand und vor
allem die Vorgänge nach den Demonstrationen am 27.
Juni und am 4. Juli zum Gegenstand hatte, ist, abge-
sehen von einigen lärmenden Unterbrechungen von links¬
radikaler Seite , in würdiger Form verlaufen und wird
hoffentlich eine allgemeine Beruhigung herbeiführen . Es
Hst dies das Verdienst des M i n i st e r s des Innern ,
Adam Remmele , der in ausführlicher , objektiver
lWeise jene Vorgänge besprach . Er legte dieser Bespre¬
chung das gesamte , ihm amtlich bekannt» gewordene Ma¬
terial zugrunde, mußte aber darauf Hinweisen , daß , da
vielfach widerspruchsvolle Aussagen vorliegen , eine völlig
abschließende , objektive Darstellung heute noch nicht
gegeben werden kann. Im wesentlichen werde man sich
darauf verlassen müssen , was die Gerichte noch fesfftellen
werden.

Was der Minister im Einzelnen vorbrachte, war geeig¬
net, folgende Tatsachen zu unterstreichen: E r st e n s ist es
nicht richtig , daß die Staatspolizei irgendwo und
irgendwie ihre Pflichten zur Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung versäumt hat . Zw eitens ist es
nicht richtig , wenn behauptet wird , es seien ganz be¬
stimmte Verbote an die Polizei ergangen , die schuld
daran seien, daß hie und da angeblich nichts geschehen sei.
D r i t t e n s sind die Verhältnisse selbst so klar und
überzeugend geschildsrt worden, daß jeder Gerechtdenkende
zugeben muß , daß nach Lage der Dinge nicht anders ver¬
fahren werden konnte. Viertens ist mit Nachdruck
darauf aufmerksam gemacht worden, daß eben unsere
Staatspolizeian sichzu schwach ist , und daß in
den Städten , wo Gemeindepolizei vorgesehen ist,in Zukunft Maßnahmen getroffen werden möchten , nach
denen die Gemeindepolizei zahlenmäßig so zusammengesetzt
wird , daß sie für das Notwendigste ausreicht ; ferner soll¬
ten nur ausgewählte Leute, die eine gute Vorbildung , kör¬
perliche Tüchtigkeit und Geistesgegenwart besitzen, von den
Gemeinden mit diesen Aufgaben betraut ' werden. Jeden¬
falls gehe es nicht an , daß sich die Gemeindeverwaltungen
allein auf die Organe der Staatsgewalt verlassen .

Fünftens ist vom Minister ausdrücklich betont wor¬
den , daß es nicht die demonstrierende Arbeiterschaft als
solche war , der jene Vorgänge zur Last zu legen sind , son¬
dern daß sich diese Vorgänge nach den Demonstra -
t i o n e n abspielten, und daß die Teilnehmer entweder
junge Burschen und Mädels waren , die überhaupt kei¬
ner Partei angehören , oder Mitglieder der
Kommuni st ischen Partei . „Für den , der tiefer
zu sehen vermag , war es von vornherein klar, daß die ge¬
meinsame Demonstration mit den Kommu -
nisten eine Gefahr in sich bergen mußte ! "
Dieser Satz aus dem Munde des Ministers unterstreichteine Erkenntnis , die heute ziemlich allgemein in den Krei¬
sen der Arbeiterschaft anzutreffen ist . Und gestern ist ja
auch von Berlin aus mitgeteilt worden, daß die sozialisti¬
schen Parteien es a b l e h n e n , in Zukunft wieder mit
den Kommuni st en zusammen derartige Demon¬
strationen zu unternehmen .

Daß der Minister mit diesen seinen Feststellungen , die
die unmittelbare Schuld an den Vorgängen der richtigenStelle aufbürdeten , bei den Linksradikalen lebhafte Un¬ruhe auslöste, kann man begreifen. Man wird dies um-
somehr begreifen, wenn man sich vergegenwärtigt , daßes gerade der badische Mini st er des Innern ge¬wesen ist , der von jeher die kommuni st ischeGefahr richtig beurteilt , richtig erkannt und
nichtig eingedämmt hat . Natürlich ist er deshalb beiden Kommunisten nicht gerade beliebt.

Sechstens hat der Minister in zwei Fällen zuge¬lleben , daß von seiten der Polizei bezw . von seitender Gendarmerie eine gewisse Schwäche gezeigt
Worden ist . Aber inan vergesse doch nie zu berücksichtigen ,
dssß sich die Polizei und ihre Organe bei derartigen Vor -
vangen von vornherein in einer überaus schwie¬
rigen Lage befinden . Sie dürfen nicht zu schroff
Ergehen , um nicht unnötig aufreizend zu wirken . Siedürfen aber auch nicht zu zurückhaltend sein . Da ist csdann überaus schwer, immer die richtige Mkkte zu finden .Und wenn der Minister gestern zum Schluß seiner Redeerklärt hat , die badische Regierung , die Polizeidirektio -"En und die Polizeimannschaften selbst verdienten keinen
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Tadel , und es sei nichts geschehen, lwas ernstlich Anlaßzu einem solchen Tadel geben könne, so wird man gerade
nach dem Verlauf der gestrigen Kammersitzung dieser
Feststellung zustimmen dürfen , unter entschiedener Ab¬
lehnung von allen übertreibenden Gerüchten und Klatsche¬reien , die von einer ganz bestimmten Seite ausgehenund lediglich den Zweck haben , die Autorität des neuenStaates zu untergraben .

Und so -war es denn auch siebentens nützlich und
gut , daß der Minister gleich zu Beginn seiner Rede Me
jene Momente kennzeichnete , die jene Stimmung er¬
zeugten, aus der dann die Ausschreitungen entstandensind. Er schilderte die große Aufregung nach der Er¬
mordung Rathenaus . Und er nannte eine Reihevon Vorfällen , die sich gerade bei uns in Baden abge¬spielt haben und nicht anders als Provokationen von
rechtsradikaler Seite empfunden werden mußten . Na¬
türlich ist es erst die Ermordung Rathenausund im Zusammenhang damit die Flut der Ent¬
hüllungen über das rechtsradikale Mör -
dertum gewesen , welche jene furchtbare
Erregung hervorriefen . Die Schuld ist also
letzten Endes bei den Urhebern dieses Mordes zusuchen , bei jenen Kreisen» die noch stets um ihrer selbst¬
süchtigen Zwecke willen die Ruhe und den Bestand des
Vaterlandes aufs Spiel gefetzt haben. Ohne diesesTreiben des rechtsradikalen Verbrechertums , ohne die
ruchlose Ermordung RathenauS wäre esweder zu den Demonstrationen noch zujenen Ausschreitungen gekommen ! Wir
haben es schon einmal gesagt und betonen es heute noch¬mals : die Quelle des Unheils muß ver¬
stopft werden , dann werden auch die Folgeerschei¬
nungen ausbleiben ! Rechtsradikale Verbrechen haben
noch immer linksradikale Ausschreitungen zur Folge ge¬habt . Dem rechtsradikalen Verbrechertum das Handwerklegen, heißt, auch jene linksradikalen Ausschreitungenverhindern .

Daß bei alledem grundsätzlich , und in der Praxis die
Staatsautorität nach allen Richtungen hin mit Energie
gewahrt werden muß , ist selbstverständlich . Und geradeder Mini st er des Innern , wie die badische
Regierung überhaupt , hat es an dieser
Gerechtigkeit im Kampf gegen alle Schäd¬linge des Staates wahrlich nicht fehlenlassen . Aber noch ist unsere Staatsautorität nicht so
fest , wie wir es alle wünschen müßten , und wie sie esunter wesentlich angenehmeren und leichteren Verhält¬nissen im alten Staat gewesen ist . Hier gilt es für alle
Staatsbiirger und für alle Volksgenossen «, zusammenzu¬stehen zum Schutz und zur Verteidigung des Staates .Nur so wird es möglich sein , wieder eine Staatsautorität
zu schaffen , der sich von vornherein alle verbrecherischenElemente beugen , mögen sie nun von rechts oder vonlinks kommen.

Sehr sympathisch mußte die Art und Weise berühren ,wie sich der Minister zu dem Fall Scherer in
Singen äußerte . Aber auch die Worte , mit denen er die
Ausschreitungen beklagt und mißbilligte , klangen so auf -
richtig Ond überzeugend, daß heute sogar in Blättern
(wie z. B . dem „Karlsruher Tagblatt ") , die sonst an der
Regierung nur wenig gute Haare zu entdecken vermögen,das Auftreten des Ministers und damit die Haltung der
Regierung durchaus sachlich und anerkennend besprochenwird .

Hoffen wir , daß die Gesetze zum Schutze der Republik
so entschieden und so erfolgreich durchgeführt werden,daß in Zukunft alle Erschütterungen des Staates von
rechtsradikaler Seite her unterbleiben ! Dann werden
auch jene anderen Ausschreitungen ausbleiben . Und der
Regierung wird es selbst mit ihren relativ geringen Po¬lizeikräften möglich sein , sofort etwaiger Unruhen Herrzu werden , wenn solche von linksradikaler Seite ange¬zettelt werden sollten.

Dolitiscbe Neuigkeiten .
Selbstmord der Nntbenau -Mörder .

Halle « . S ., 18. Juli . Dir Rathrnau -Mörder wurden ge¬stern abend durch Haller Kriminalbeamte auf Burg Saaleck bei
Käse« ermittelt . Sie haben sich vor ihrer Festnahme im Burg -
turn »

3 öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des

Aböauen der inneren Ilrrise im Ikeicb .
Unter dieser Überschrift wird der »Frkf. Ztg." aus Berlin ,17. Juli geschrieben : Die große politische Krise Zäheit sichihrem Ende. Sie stirbt in der allgemeinen sommerlichen Tw

schöpfung, die den über Gebühr angespannten Parlamentariernkeine Kraft übrig läßt , jetzt noch die Gegensätze auf daß
äußerste zu treiben . Entschieden ist der Kampf freilich nicht,nur hat man ihn bis Herbst vertagt . Den Wendepunkt bracht ,
heute der dankenswerte Entschluß der Unabhängigen, dt»
Schutzgesetze für die Republik zu Ende zu bringen, ohne für
jetzt auf ihrem Eintritt in die Regierung zu bestehen . Da<
ist das Wesentliche; das übrige sind Nebensachen . Den ihnenvon den Sozialdemokraten gemachten Vorschlag , die Arbeisttz
gemeinschaft schon jetzt zur FraktionSgemeinschaft auszubaue »,haben die Unabhängigen heute abgelehnt ; nicht, weil sie da¬
gegen wären , sondern weil die parlamentarische Vertretungder Partei die formelle Entscheidung dem Parteitag übe»-
laffe« will. Übrigens soll bis dahin an den organisatorischen
Vorbereitungen des engen Zusammenschluffes gearbeitet wer.
den . Man darf jetzt also hoffen , daß der Reichstag in den al¬
lernächsten Tagen mit den Arbeiten fertig wird und die Ruhv-
pause beginnen kann . Soweit «hat die auSgleicheade TätigtestbeS Reichspräsidenten Erfolg gehabt.

Und da eS für diesmal noch nicht zum Konflikt kommen solh
so wird auch die „bürgerliche Arbeitsgemeinschaft" nicht mehr
ganz so hitzig genommen . Irren wir nicht, so «find die Väter
der Idee etwas bedenklich geworden; es heißt jetzt, die Brr -
tagmng der Krise mache einstweilen die Betreibung der Sach»
nicht so sehr notwrndig , und übrigens sei, wie sich ein Organ
ausdrückt , „die lose parlamentarische Zusammenarbeit der d« t
bürgerlichen Fraktionen bereits gesichert" . Da die lose Zw»
sammenarbeit mit der Volkspartei auch schon bisher gesichertwar , so scheint bei der ganzen Aktion vorläufig weiter nichtS
herauszukommen . Borläufig ! Denn eS wird trotzdem ratsinn
sein, diese Dinge auch während der parlamentarischen Ferienim Auge zu behalten , damit nicht bei der Eröffnung des Reichs¬
tages im Herbst und nach dem wahrscheinlichen Zusammen¬
schluß der beiden fatalistischen Parteien sich diese Tendenzen
sofort und vielleicht in größerer Stärke zeigen.

Deutscher 1?ei<Dstag.
Berlin , 17 . Juli . Beginn nachmittags 1 Uhr. Der Gesetz«entwurf über die Beseitigung des Notgeldes wird in allen dret

Lesungen angenommen . DaS Notgeld- soll binnen drei Mo¬naten nach Inkrafttreten des Gesetzes eingelost werden.Es folgt die zweite Beratung des Gesetzentwurfs gegen hipNotlage der Preffe . Der Ausschuß sieht in der Regierungs¬vorlage das Mindestmaß dessen, was zur Unterstützung de»
Preffe geschehen muß . Er will außer der Abgabe von K Proz .der Holzverkaufspreise die gesamte Ausfuhr mit einer Sonder »!abgabe von 114 pro Mille zugunsten der Presse belasten . Weister wurde gewünscht» daß nicht nur die poliüsche Tagespresse,sondern auch die gewerkschaftlichen , genossenschaftlichen und
wissenschaftlichen Zeitungen und Zeitschriften unterstützt wer¬den . Die Regierung hat dies für die Äusführungsbestimmun-gen zugesagt . Grundsätzlich wurde festgestellt , daß bei de»Berechnung der Rückvergütung an die Zeitungen nach Papier¬verbrauch das für den Jnseratendruck verbrauchte Papier nichtberücksichtigt werden soll . Die Geltungsdauer des Gesetzes istvom 1 . Dezember 1923 bis zum 31 . März 1924 verlängertworden .

Reichswirtschaftsminister Schmidt bezweifelt die günstige fi¬nanzielle Wirkung des Gesetzes . Leider sind in den letztenMonaten viel Zeitungen eingegangen, andere in finanzielleSchwierigkeiten geraten . Wir können nicht die Preffe der skru-
pellosen Preisgestaltung der Papierindustrie preisgeben. Füreinen demokratischen Staat ist eine unabhängige Preffe eine
Notwendigkeit. Die bedrängte Lage der Preffe fördert dieGefahr einer gewissen Korruption , wie sie in allen Teilen der
ausländischen Preffe schon besteht . Der Versuch, erheblich»Beträge aus dem Holzverkauf herauszuholen , mußte sich ange.
sichts des Widerstandes auf eine Abgabe von Y Prozent be¬
schränken. Gegen die Abgoibe für sämtliche Ausfuhrartikel von
1 % pro Mille gemäß dem Ausschuß hat die Regierung keineBedenken.

Abg. Höllrin (Summ .) will die Abgabe vom Holzverkauf auf7J4 Prozent erhöhen und die Ausfuhrabgabe auf 1 % Prozent .Die Vorlage bringt wenigstens einen kleinen Fortschritt.
Reichswirtschaftsminister Schmidt wendet sich gegen einen

Zentrumsantrag , der die Abgabefreiheit forstwirtschaftlicherGrundstücke von 18 Hektar auf 80 Hektar ausdehnen will . Die
Annahme dieses Antrages würde die Holzabgabe ganz unwirk¬
sam machen. Die Abgabe ist übrigens so gering, daß sie beiden großen Gewinnen der Holzverkäufe gar nicht ins Gewichtfällt . — Der kommunistische Antrag und der Zentrumsantragwerden abgelehnt .

Angenommen werden di« Anträge Br aha sDn . Bp.) undFortmann (Z . ) und Gen ..
'
wonach die Leitungen mit geringe¬rem Papierverbrauch bei der Rückvergütung verhältnismäßigbesser bedacht werden sollen als die großen Zeitungen. Imübrigen werden tue Ausschußbeschlüffe bestätigt .

Die Verabschiedung des Gesetze» in dritter Lesung kan»nicht erfolgen , weil Abg. Hugenberg (Dn . Vp .) widerspricht .Die am Samstag wegen Beschlußunfähigkeit abgebrocheneBeratung der Novelle zum ErbschaftSsteuergesrtz wird dan»
Badischen Lan aae?. '



abgeschlossen . .—-" Sie Ausschußbeschlüffe >verk>en . »m wesent¬
lichen bestätigt.

Es folgt die zweite Beratung der ZwansSanIeihe .
Abg . Dr . Helfferich (Dn . Bp . ) erkennt an, daß die Regie¬

rungsvorlage im Ausschuß wesentliche Verbesserungen erfah¬
ren hat . Die grundsätzlichen Bedenken seiner Freunde gegendas Gesetz bestehen noch fort . Die ungeheure Belastung der
deutschen Wirtschaft mit 70 Milliarden ist in der jetzigen Zeit
der Geldknappheit unerträglich .

Abg . Dr . Geyer (USP ) : Die Mittel der Zwangsanleihe
ind ungenügend , der Zinsfuß zu hoch. Die Zwangsanleihe ist
nur der Ersatz für eine stärkere Vermögenssteuer und für eine
wirkliche Erfassung der Sachwerte .

Abg . Höllein (Komm. ) : So kläglich das ganze Steuerkompro¬
miß uxu' , so jämmerlich ist die Zwangsanleihe .

Abg . Dr . Curtjus (D . Vp. ) lehnt eine Erhöhung über 60
Milliarden ab . Bestimmend für die Haltung seiner Parte »
ist die außenpolitische Bindung der Regierung . Die ZwangS-
auleibe darr »nr zur Finanzierung der Reparationslastrn die-
nrn .

Die Vorlage »vird in der Ausschußfassung angenommen mit
der Abänderung , daß die Grenze der zahluirgspflichtigen Ver¬
möge » , bei welchen Abzüge für Kinder zulässig sind , ans so-
zralistischen Antrag von 5 auf 3 Millionen Mark herabgesetzt
w »rd. — Die Zwangsanleihe soll gleichzeitig mit den Novellen
zur Erbschafts- und Einkommensteuer in Kraft treten .

Hierauf werden in dritter Beratung die Novellen zur Ein¬
kommensteuer, Erbschaftssteuer und die Zniaiigsanleihe iin
Sinne der Beschlüsse der zweiten Lesung angenommen .

Es folgt die erste Beratung des von den Koalitionsparteien
beantragten Gesetzentwurfes, wonach für die Maßnahmen zum
Schutz der Republik ein Kredit von vorläufig 75 Millionen
Mark zur Verfügung gestellt wird.

Abg . Philipp (Dntl . ) bekämpft die Vorlage , welche miß¬
braucht werden könne .

Abg . Müller -Franke « (Soz . ) : Für die Vorlage werden alle
Stiminen sein , welche die Republik stützen wollen. Die Deutsch -
nationalen haben den Trennungsstrich gegen die verbrecheri¬
schen Mordstreiche noch immer nicht gezogen.

Abg . Dr . Becker-Hessen (D . Vp . ) hält eine Ausschußberatung
für selbstverständlich .

Die IVlorlage wird dem Haushaltsausschuß überwiesen .
Für die zweite Beratung des Kriminalgesetzes hat der Aus¬

schuß die Regierurrgsvorlage in dem entscheidenden Paragra¬
phen dahin abgeändrrt , daß zur Bekämpfung des Verbrecher¬
tums , welches seine Tätigkeit nicht auf einen Ort beschränkt ,
«in Reichskriminalpolizeiamt errichtet wird , das mit dem Sitz
in Berlin dem Reichsminifter des Innern unterstellt ist . In
der Regierungsvorlage war von einem Reichspolizeiamt die
Rede.

Bayr . Gesandter v. Preger lehnt nainens seiner Regierung
das Gesetz als einen Eingriff m wichtige Haheitsrechte der
Länder ab. Das bayrische Volk sei reichstreu bis auf die
Knochen . Das Gesetz stärke aber nur das Gefühl des Un¬
muts gegen die Reichsregierung wegen der überflüssigen Ein¬
griffe in die Hoheitsrechte. Für die Durchführung des Ge¬
setzes bestehe gar keine Staatsnotwendigkeit .

Abg . Emminger (Bayr . Volkspartei ) bezeichnet die Vorlage
als den Versuch einer Ausnützung der berechtigten Erregung
über den Rathenaumord zu einer Verletzung der Hohritsrechte
der Länder . Die Reichsexekutive in der Vorlage ist viel zu
ausgedehnt . Der Redner empfiehlt Ablehnung der Vorlage.

Abg . Lübbring (Soz .) : Die Vorlage ist eine zwingende Rot-
.Wendigkeit , um der Polizei die Erfüllung ihrer Aufgaben im
ganzen Reichsgebiet zu ermöglichen . Erst so ist es möglich ,
den über das ganze Reich verbreiteten Mordorganisationen
zu Leibe zu gehen. Die Sozialdemokratie hätte dein ß 7 lie¬
ber eine klarere Fassung gegeben. Auch ohne Antrag kann
das Reichskriminalpolizeiamt im ganzen Reichsgebiet durch
seine eigenen Vollzugsbeamten Ermittelungen anstellen und
allen Polizeibehörden Weisungen erteilen , wenn es sich um
eine Straftat handelt , durch die die Interessen des Reiches
berührt werden. Leider haben die bürgerlichen Parteien auch
hierbei den Wünschen Bayerns zu sehr nachgegeben . Der
Stimmung eines kleinen Teiles des bayrischen Volkes wird
vom Reich viel zu sehr Rechnung getragen . Wir werden un¬
ter Ablehnu»»g der Abänderungsanträge die Vorlage anneh¬
men.

Abg. Dr . Bell (Zentr .) : Der Rathenaumord hat blitzartig
die Notwendigkeit beleuchtet, die der Polizei jetzt bei der Ver¬
folgung von Verbrechern entgegenstehenden Hindernisse zu
beseitigen. Die Bedenke»» Bayerns find durch die irn Aus¬
schuß beschlossenen Änderungen im wesentlichen berücksichtigt
worden. Wir werden der Vorlage in der Ausschutzfäffung
zustimmen.

Abg. von Kardorfs (D . Bp .) : Meine Freunde werden mit
einige« Ausnahmen nahezu geflossen der Vorlage zustim¬
men. Wir sind überzeugt , daß nur die jetzige Zeit der politi¬
schen Hochspannung es verhindert , daß alle Parteien ohne
Ausnahme den Fortschritt freudig begrüße »», den die Vorlage
»»»leugbar in der Verfolgung der Verbrecher bringt . Wir soll¬
ten den bayrischen Wünschen noch weiter entgege,»kou»inen.
Nicht aber können wir für den Antrag E»n>»inger jtimmen ,
der die Einsetzung des Leiters des Reichskriminalpolizeiamtes
von der Genehinigung des Ne »chSrat.s abhängig machen , will .
Das Verhältnis Bayerns zum Reich ist das große politische
Problem unserer Zeit , es ist d »»s Problem der Aufrechterhal¬
tung der Einheit des Reiches (Beifall ) . Wir brauchen jetzt
zur Gesundung vor alle»» eine Berföhnung der Gegensätze,
Die Politik der Ultimaten und Drohungen muh aufhören .
(Beifall rechts und in der Mitte . ) Am E »»de eines Wahl¬
kampfes würde der Dollar auf l000 steigen . Würde er wirk¬
lich mit einem Sieg der sozialistischen Parteien enden, dann
würde uns das Ausland nicht einen roten Heller borgen.

Abg . - Tr . Koch (De »n . ) : Wenn die Reichsrecnerung dieses
Gesetz schon als Instrument gehabt hätte , so wäre der Rathe¬
naumord , der Erzbergermord , der Kapp-Putsch und der mit¬
teldeutsche Aufruhr nicht möglich gewesen. Wir stimmen der
Vorlage nach den Ausschnßbeschlüffen zu.

Reichsinnenminister Dr . Köster : Die Notwendigkeit einer
zentralen Regelung der Polizei für das Reich ist schon seit
langem, auch von dein bayrischen Justizminister , Dr . Müller -
Meiningen , betont »vorden. In einer Zeit , »>» der sich Ver¬
brecherbanden, ähnlich den italienischen Faszistenbanden , in
Deutschland zeigen, Linne» wir ohne eine solche Regelung
nicht die Sicherheit des ReieheS aufrechterhalten . Die Mord¬
organisation .. E " sitzt heute nicht nur in Bayern , sondern sie
verteilt sich über alle Länder , um die Schwierigkeiten auszn -
nutzen, die der Polizei jetzt durch die verschiedene »» Zuständig¬
keiten entstehen. ■ Wir haben auf die Länder alle nur denkbare
Rücksicht Benommen; Weiter »wss une. Ausschuß können wir
nicht mehr gehen: Die Rrichsregierring mltfr die Rücksicht
«ruf die 6 bis 7 Millionen Bayern »au »» ztwückstellen , wenn
diese Rücksicht kollidiert mit der no »w«od »ge« »Rücksichtnahme
auf die 60 Millionen deutsche Reichsbürger ; kv,(Beifall .) Ge¬
wiß, «vir müssen heraus ans der Periode der Ultimaten , aber
auch aus der Zeit der Drohungen mit dem Abfall vom. Reich
(Sehr gut ! links.) Vielleicht gibt es in Bayern Elemente , die
auch gar keine Bayern sind (Rufe : Lndendorff ! ), die aber

ein Interesse daran haben , die Haltung ber Reichsregierung
falsch zu beleuchten und die Kluft zwischen Bayern und dem
Reich zu verbreitern . Die Mehrheit deS bayristhrn Volkes ttriflS
nicht wollen, daß die Verfolgung der Verbrecher erschwert
wird auS Gründen der bdyrifchen Staatshoheit .

Abg . Geck (USP .) : Bei dem Sozialistengesetz hat kein Bru -
derststät, auch Bayern nicht , dagegen protestiert, daß die Ber¬
liner Zentrale von sich aus die Verfolgung der wilden Sozia¬
listen betrieb . Wir gönnen den Bayern alle Reservatrechte,dem König Gambrinus das Hofbräuhaus und als größtes
Recht das „ Rupp -recbt "

(Heiterkeit links ) , aber der Bestand
des Reiches darf nicht dadurch gefährdet werden, daß von
Bayern aus die Mordbanden unterstützt und gefördert wer¬
den . Wir stimmen dem Gesetz zu, um die Republik zu schüt¬
zen . (Beifall links .)

Abg . Koenen (Komm.) lehnt die Vorlage ab , da nach ihr
die Polizei die revolutionären Arbeiter nur noch schärfer ver¬
folgen könne .

Abg . Unterleitner (IISP . ) bestreitet , daß die Mehrheit des
bayrischen Volkes hinter den Erklärungen v. Preger steht .

Die Vorlage wird dann in der Ausschußfaffung angenom¬
men.

Nächste Sitzung morgen vorm . 10 llbr : Dritte Lesungen.
Schluß kurz vor 10 Uhr.

Die Behauptung des Abg. Lmminger
Der „ Franks . Ztg .

" wird von einem höheren bayerischen
Beamie » geschrieben : „ Die Behauptung des Herrn Abg . Em¬
minger in der Reichstagssitzung vom 1i-> Juli d . I . . wonach
in Bayern 80 Prozent bei einer Abstimmung für dir Monar¬
chie stimmen »oürden, muh als eine ungeheure!' Übertreibung
zurückgewiesen iverden . Bei der letzten bayriMn Landtags¬
wahl erhielten die Bayerische Volkspartei 65, Mkstelpartei 20,
Sozialdemokratie 26, USP . 15, Demokraten 13, Bauernbund
12 und die Kommunisten 7 Mandate . Man könnte also 85
Nichtrepuülikanern immerhin 73 Republikaner gcgenüberftel-
len . Der Arbeiterflügel der Bayrischen Volkspartei ist jedoch
ebenfalls als republikanisch anzusprechei», und der demokra¬
tische Abg . Eisenbeiß hat ihn kürzlich auf ein Drittel der
Gesamtpartei geschätzt. Aber selbst wenn die reaktionäre
Hetze und die systematische monarchistische Propaganda hier
zu Lande noch so viel Erfolge haben sollte , auf die Bier¬
fünftel -Mehrheit , die der Abg . Emminger in 'Aussicht stellt,wird doch kein Thronprätendent bei uns in Bayern rechnen
können .

"

Die augenblickliche Situation im 1Ruhi>
bergbau.

Essen , 15. Juli . Die Abwendung der StreikgefuHr für de »r
Ruhrbergbau schließt eine beträchtliche Entlastung der ge¬
spannten innerpolitischen Lage in sich . Bemerksenwert ist
die Einmütigkeit , mit der die Delegierten des sozialistischen
Bergarbeiterverbandes dies»»»al ihren Führern gefolgt sind ,
deren Einigungsvorschläge nur von einer ganz geringfügigen ,kaum 4 Prozent ausmachenden Minderheit abelehnt würden .
Man darf aus diesem AWimrnungsergebnis wohl den Schluß
ziehen, daß die Erkenntnis der unheilvollen Wirkungen , die
ein großer Bergarbeiterstreik , zumal im gegenwärtigen
Augenblick , hätte haben müssen , sowie der geringen Sympa¬
thie, die er jetzt bei großen Teilen der sozialdemokratischen
Arbeiterschaft gefunden haben würde , auch unter den Berg¬
arbeitern vorhanden ist und daß die gesamte .Kündigungs¬
aktion in der Hauptsache als ein taktisches Mittel zur Be¬
schwichtigung extremer Strömungen innerhalb der Bergar -
arbeiterfchaft und zur Erzielung besserer Berufsbedingungen
unternommen worden war . Wenn dieses tatsächlich der Sinn
der Sache ist, so bleibt jedenfalls bestehen, daß das vom
Bergarbeiterverband angewandte Mittel ein äußerst gefähr¬
liches Spiel mit dem Feuer war , dessen Gelingen niemand
von vornherein in der Hand zu haben glauben konnte.

An der jetzt erreichten Verständigung ist neben der schließ¬
lich durchgedrungenen Mäßigung der Arbeiter und neben der
Einwirkung der Reichsregierung auch die entgegenkommende
Haltung der Zechenverbände beteiligt , die sich der Notwendig¬
keit weitgehender Zugeständnisse an die Arbeiter nicht ver¬
schlossen. Vollständig ist die »Nnigung übrigens noch nicht :
Mer die Reform der Richtlinien für die Betriebsräte sollen,
in der nächsten Woche neue Verhandlungen beginnen ; außer¬
dem werden angesichts der jüngsten Tenerungswelle bereits
neue Lohnforderungen vorbereitet , die ebenfalls in der näch¬
sten Woche zur Sprache gebracht werden sollen . Indes rech¬
net man nickt damit , daß die Verhandlungen eine neue
Slreikkrise heraufbeschwören könnten.

Ei»»e sehr unerfreuliche Nachwirkung der Kündigungsakrion
der letzten Tage »vird die starke Verfeindung sein , wie sie
zwischen dem sozialistischen Alten Verband und dem christ¬
lichen Gewerkverein herbeigeführt »vorden ist , der auf die Ge¬
fahr eines beträchtlichen Mitgliedervcrlustes hin den Streik -
gedanken tapfer ablehnte . Auf der anderen Seite wird über
ein« Annäherung berichtet, die sich zwischen dem . sozialistischen
Bergarbeirecverbn ; »d und der kommunistischen Bergarbeiter -
Union vollzogen und die dazu geführt habe, daß der Vorstand
des Verbandes zu Verhandlungen über den Eintritt der
Union in den Verband bereit sei . Angesichts der gehässigen
Anfeindungen , die der Verband von der Union seit Jahren
bei jeder Gelegenheit erfahren hat , wird inan diesen V^ ha»»d-
lungen mit einiger Skepsis entgegensehen können ; es^ wäre
jedenfalls ein eigenartiger Vorgang , wen» tatsächlich zwischen
den beiden Organisationen in einem Augenblick Frieden ge-
fchlosscn iverden sollte , wo iilnerhalb der übrigen deutschen
Arbeiterschaft der nach der. Ermordung Rathcnaus unter¬
nommene Versuch einer gemeinsamen Aktion mit den Kom¬
munisten fehlgeschlagen ist und lediglich eine weitere Ver¬
schärfung der gegenseitigen Beziehungen als Ergebnis gehabt
hat .

Line mehrheitssozialdemokratische
Absage an die Ikommunisten

Köln , 15 . Jnli . Eine Konferenz des Bezirksvorstandes
und des Bezirksausschusses der Sozialdemokratischen Parte :
für die obere Rheinprovinz hat einstimmig ei »»e sehr scharfe
Absage an die Kommunisten beschlossen. Die Erklärung wirft
der Kommunistischen Partei vor, daß sie die nach der Ermor¬
dung Rathenaus gebildete Einheitsfront der Arbeiter zum
Schild der Republik, der Demokratie und der Verfassung auf
Anweisung aus Moskau hin planmäßig sabotiert und sodani»
gesprengl habe . „ Unter diesen Umständen" — so fährt die
Erklärung fort —^ „und solange die Kommunistische Partei
sich nicht ei »tschlosscn auf den Bode,, der Demokratie stellt , ist
für uns ein Zusammengehen mit ihr unmöglich. , Die jetzige
Forderung einer Ärbeitcrregierung , die die Kommunistische
Partei aufstellt , ist nichts weiter als eine Perschlxierung der
alten kommunistischen Forderung der Diktatur des Proleta¬
riats , die wir als Sozialisten und» Demokraten «blehnen
müssen . Im Kampf gegen die . Reaktion zuiü Schutz der De¬
mokratie, der Republik und der Verfassung werden wir im-

n»er aus dem Posten sein . Rücksichtslosen Kampf sagen wirallen denen an , die versuchen, diese Errungenschaften der Re -volution zu gefährden oder zu beseitigen, mögen sie recht»
»de» N«k» stehen.

" ' " '

Lin ..alter deutscher Charakter".
I « . der „Deutschen Jägerzeitung " Nr . 29 vom Sonntag ,den A^ Juli . findet sich diese Anzeige:

EHeinaligpr Kapitulant , Oberwachtmeistrr in , aktiven
Heere, auf Grund der Heeresvermindernng ausgeschie¬
den , mit Ztvilversorgungsschcin. möchte zur Forst wieder
zurück und sucht Stellung als Forst - und Jagdaufseher .
Führte bei den großen Kämpfen der Revolution selbst
Truppenteile , wie Berlin , .Hamburg ufw. , später als Kri¬
minalbeamter tätig gewesen. Zuverlässigkeit und Treue
zugesichert . Wilddiebe »»erden wie Revolutionäre beseitigt.Es kommen nur solche Stellen in Frage , die wirklich etwa-
Dauerndes bieten, und wo es dem Herrn an alte »»»!, deut¬
schen Charakter liest . Nähere Auskunft über Tätigkeit in
der Forst nach Anfrage oder persönl . Vorstellung . Gefl .
Angeb. unter „Weidmannsdank " 12370 bef . die Gescb. d . D.
Jäg .- Ztg . , Neudamin .
Kommentar überflüssig !

Radiscke Illebersicht.
Badischer Landtag .

DZ . Karlsruhe , 17. Juli .
Haus und Tribünen sind sehr gut besetzt , da man einen

sogenannten großen Tag erivartet .
Auf der Tagesordilnng stehe» verschiedene Interpellationen .

Zunächst beklagt sich der Unabhängige Freidhof über antise¬
mitische Agitation . Dann fragen der Volksparieilcr Wilser
und der Zentrumsführer Dr . Schäfer, welche Stellung die
Regierung zu den Vorgängen in Karlsruhe , am 27. Juni
d. I ., »nid z»» den Ausschreitungen am 4. Juli anläßlich deS
Rachena »»inordes einnimmt . Der Abg. Dr . Mattes (D . Vp .)
macht die Vernichtung und Bedrohung von Leben und Eigen»
tum , von persönlicher nrid Bersanimlungsfreiheit gleichfalls
zuu» Gegenstand ei »er Förmlichen Anfrage .

Minister Remmele erwidert : Eine Möglichkeit , jetzt schon
eine objektive Darstellung der Vorgänge am 27 . Ju >»i und
4 . Juli zu geben , besteht nicht . Inwieweit die Vorwürfe
gegen den Landeskommissär in Konstanz zutreffen , muß erst
festgestcllr werden. Den Eindruck sollte inan nicht aufkomme»»
lassen , als ob die Polizei allgemein nur zur 'Negation verur¬
teilt worden wäre . Die örtliche Polizei ist überall eingeschrit¬
ten , wo es die Verhältnisse erforderten . Der Minister be¬
leuchtet dann die politische Situation seit dem Erzberger¬
mord und stellt mit Genugtuung fest , daß im Unkersuchungs-
berfahren gegen die Mörder Rathenaus keine Spur der
E -Organisation und Waffenverstecke mehr nach Baden führte .
Das sei unserer scharfen Gegenwehr zu danken, die wir an¬
läßlich der Waffensunde in Osterburken und am See , sowie
bei Aufdeckung der Orgeschunrtriebe an den Tag legten . DaS
Verbrennen der Reichsflaggc, die höhnende Lrichenreve Karls »
r»»her Studenten auf Rathenau ufw. mußten provozierend
wirken. Wenn man von Schwächung der Staatsautorität
spricht , so vergißt man immer , daß der Schutz auf Rathenau
der erste und schwerste Bruch der Verfassung »var . Daß die
Karlsruher Polizei »licht mit der nötigen Stärke eingreifeu
konnte, lag an der Verzettelung der Kräfte . Es wurden in
49 Fällen Hoflieferantenschilder , in 6 Fälle » die Wappen voir
Studentenverbindungen heruntergerissen und eine schwarz -
weiß -rote Fahne verbrannt . Die Absicht, nichts zu tun , hat
keineswegs bestanden. Angesichts der ernsten Vorkommnisse
in Heidelberg im Anschluß an das Verhalten des Professors
Lenard hat die Polizei allerdings eine gewisse Schwäche ge¬
zeigt, die zu bedauern ist. Die Ausschreitungen in Lörrach
am 27 . Juni beranlatzten das dortige Bezirksamt , für den
4 . Juni Geirdarmerie in Reserve zu halten . Im Amtsze-
bäude waren 52 Gendarmen untergebracht , die »iian auffor¬
derte, die Waffen » iederzulegen und am Dcmonstrationsznge
teilzunehmen iHört , Iprt ! ) . Mit dem Abgang in der Sache in
Lörrach bin ich nicht einverstanden. Das habe ich die matz»
gebenden Herren dort wissen lassen . Wo aber auf seiten der
Demonstranten ver»»ünftige Führer »valten , kann es zu Aus¬
schreitungen nicht ton,men . Wir können solche Angriffe gegen
die Staatsgewalt , wie sie in Lörrach von einer Minderheit
unternommen ivnrden , niiht fortgesetzt über 'uns ergehen las¬
sen . In Durlach ivnrden im Rathause 16 Gemälde den»oliert .
Es ist aber falsch, für alles die Staatspolizei verantwortlich
zu machen . Denn in Orten mit Gemeindepolizei liegt die
Befchlsgewait bei Bürgermeister . Ähnlich liegen die Dinge in
Offenburg . In Mannheim hat sich die Polizei durchaus kor¬
rekt gezeigt. Nun zu den traurigen Vorkommnissen in Sin¬
gen a . H . Die Art und Weise , wie Major Scherer ums Le .
bei» kam , »vird von allen Seiten , auch von Arbeiterseite
aufs lebhafteste bedauert . Ein solches Los eines Mannes , der
im Krieg bis zum äußersten seine Pflicht getan hat , ist außer¬
ordentlich hart . Den Hinterbliebenen gebührt unser tiefstes
Beileid (Lebhafte Zustimmung ) . Der Minister schließt : Zu
entschuldigen haben »vir nichts, aber wir müssen die erregten
Zeiten verstehen. An die Gemcindevcrnialtnngrn möchte >ch
von hier ans die Bitte richten, sich nicht ausschließlich auf die
Staatsgewalt zu verlassen, sondern selbst für verständigen
und wenn nötig energischen Schnh besorgt zu sein . An die
Allgemeinheit ccher ergeht die Mahnung , der Flut von Ge¬
rüchten, wie sie in der letzten Zeit unser Land heimsuchte,
entgegenzutreten und damit der Annäherung der Klaffen z»
dienen . Der Minister kommt zum Ecblnß , daß an de »» kriti
scheu Tagen seitens der Polizei nichts mit Wissen geschehen
ist, »aas getadelt Vierden könnte. Es sei anch nichts verboten
worden , >v«S geschehen mußte , n », die Ordnung im Staat «
anfrcchtznerhalten .

Abg . Marum (Soz . ) bedauert die Ausschreitungen . Die So¬
zialdemokratie trete ein für den Schuh der demokratischenRe¬
publik in» Gegensatz zu den Kommunisten , die es damit nicht
zu ernst zu nehmen scheinen . Das beschä»»endste Vorkommnis
für uns in Baden sei unstreitig jenes in Singen . (Lebhafte
Zustimmung ).

Abg . Henrich ( Zentr . ) kennzeich»»et die unglücklichen politi¬
schen Verhältnisse u . sagt, mit Demonstrationen werden wir die
Republik nicht festigen . Dazu ist die Arbeit in der Volksge¬
meinschaft unbedingte Voraussetzung . Die Behandln, »g des
christliche,, Arbeitersekretärs Dreher in Singen , den man zwin¬
gen wollte, eine rote Fahne zu »rage»», dient nicht dem An¬
seben der Arbeite^ chaft .

Karlsruhe , 18. Juli ,
Das Haus fetzte die Debatte über die gnrnhen fort .
Abg . Dr . Gloch»rr (Dem .) ist von der Antwort '' der Regie¬

rung über die grundsätzlichen Aufgaben der Polizei bestciedigt»
wenn auch der Hauptzweck der Förmlichen Anfrage , die volle
Wahrheit zu erfahren , heute nicht erreicht werden konnte. In
Singen habe die Polizei leider völlig versagt . Schon feit Mo¬
naten leide die dortige Bevölkerung unter fortgesetzter Ter
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v, t Tagesordnung sein , ohne daß eine Ahndung erfolgt

^ üre Man unterläßt t# aus Angst vor weiteren Belästigt ,n»
7 « , Anzeige zu maehen. Man möge bedenkest, ŵelche Werte
und Steuerkapitalien in Singen zu schützen sind . Hier muh
die Regierung für die Verstärtung der PoltzeiKäftp sorgen .

jfitr Tod des Majors Scher « kann nicht genug bekNtgt wer »
- e, , Rur auf dem Boden der Gesetzmäßigkeit ist ein « Reder »
enfstieg möglich; der Bürger darf nicht am Staat verzweifele'
erfreulich ist. daß die Sozialdemokratie jede Gemeinschaft mit
jStntn ablehnt , welche die Sache der Republik beschmutzt ha »
* *

Justizminist « Trunk gibt zu . daß für Singen größere <Si »
cherheitSmaßregeln getroffen werden müssen . Der übrigens'
schwer kranke Oberstaatsanwalt Von Konstanz hat sich noch in
Ser Nacht zum 5 . Juli nach Singen begeben und mit den Lr -
Mbungen begonnen , die den ganzen Tag über fortgesetzt wur¬
den . ES wurde sofort der gerichtliche Augenschein vvrgenom »
« en und Photographien hergestellt , die dem .Hause zur Ber »
«ügung stehen. Was in dem Anwesen des Majors Scherer
« eschah , gehört zu dem scheußlichsten, was man je erlebte .
Wie oberste Behörde hatte sofort Anweisung gegeben , daß mit
dem größten Nachdruck in Singen vorzugehen sei , selbst wenn
ein Ultimatum gegen die richterlichen iMatznahmen gestellt
Würde. (Lebhaftes Bravo . ) Die Aufklärung des Tatbestandes
ist auch in den anderen Städten bereits ziemlich vorgeschritten .
Die Strafverfolgungsbehörden werden fich in der Erfüllung
ihrer Pflicht durch nichts beirren lassen .

Abg. Bock (Komm .) bestreitet , daß bis zum 4 . Juli in Lör¬
rach irgendwelcher Anlaß vorlag , der das Einsetzen eines Son »
beraufgebots von Gendarmerie gerechtfertigt hätte . Daß un -

■in diesen Umständen die Empörung der Masse aufs höchste
stieg, sei nicht verwunderlich gewesen . Es mußte etwas ge¬
schehen , um einen Zusammenstoß zu verhindern . Und so
kam es nach langem Verhandeln zum Abzug der Gendarmerie .

Bbg . T>. Maver -Karlsrube (Dtschn ) : Die Verwirrung im
deutschen Volk rührt daher, daß es durch den Versailler Frie¬
den in den unmöglichen Erfüllungswillen hineingestoßen
wurde . Man möge endlich davon absteben, die wahnwitzigen
Morde uns an die Rockschöße zu hängen . Im Auslande steht
» an die deutschen Zustände nüchterner an . Die Regierung
sollte mehr Aufmerksamkeit den bolschewistischen Umtrieben
schenken , die die Erregung nur steigern . Der Republik droht
Gefahr nur von links her.

Die Abgg. Weber -Baden (D . Vp . ) und v. Au (Land -
Lund) fordern festes Zugreifen der Polizei , wenn es gilt , die
Ordnng auf den Straßen und die Sicherheit des Bürgers zu
gewährleisten . Man denke dabei keineswegs an Blutvergie¬
ßen .

Es folgen kurze Feststellungen der Minister Remmele und
» ruuk.

Abg. Ritter (Komm . ) bespricht die Vorgänge in Mannheim
« id ergeht sich in scharfen Ausdrücken gegen die bürgerliche
Wesellschaft.

Darin folgt ihm die unabhänngige Abg . Frau Unger , worauf
ber Abg. GrotzhanS (Soz . ) das Verhalten der Konstanz « Be¬
hörden rechtfertigt und eine Schilderung der Ausschreitungen
in Singen gibt , die seine Partei aufs schärfste verurteile .

Fortsetzung der Aussprache nachmittags halb 4 Uhr . Schluß
1 Uhr.

Antwort des Staatspräsidenten auk einen
offenen » rief des IKeiiDstagsabgeordneten

Sdböpflin .
In einem offenen Brief („Volksfreund " vom 29 . Juni ),

hatte der Reichstagsabgeordnete Gchöpflin an den badische«
SitaatSPrSfidenten Dr . Hummel eine Reihe von Fragen gerich¬
tet , die sich auf angebliche Mißstände an unseren drei Landes »
Hochschulen bezogen . Der Staatspräsident hat daraus folgende
Antwort erteilt :

„Sehr geehrter Herr Reichstagsabgeordneter !
Obwohl ich, wie Sie sicherlich schon bemerkt haben werden ,

auf Angriffe und Anfragen in der Presse mich im allgemeinen
«in« Maßen Zurückhaltung befleißige , weil ich bei gewiffen -

Sfi« Abwägung möglichen Effektes einer Erwiderung zur
Erzeugung gelangt bin, daß ich meine Kräfte wirtschaftlicher

»« wenden kann, als wenn ich sie in Entgegnungen anlege , ist
« ir gerade Ihre Unterschrift Anlaß , von meiner Übung abzu -
Weichen . Da ich weiß , daß Sie als überlegter und maßvoller
Politiker nicht ohne genügenden subjektiven Anlaß sich unter
dem 29. Juni in einem offenen Brief an mich gewendet haben
werden, glaube ich mich auch zu der Hoffnung berechtigt, daß
Sie meine ebenso überlegte und maßvolle Antwort richtig wür .
tzjgen werden .

Ihr Schreiben befaßt sich mit der Lage au unseren 3 Lande »,
hachschulen , und Sie haben die Sorge , daß der Geist , „der fich
bei einem Teil der Studierenden und leider auch bei einem
Teil der Lehrkräfte gelegentlich betätige , un « träglich zu wer¬
ben beginne und erhebliche Gefahren in sich berge .

" In diesem
Zusammenhang betrachten Sie eine gewisse Gruppe von ftn-
benkischen Verbindungen als Vereinigungen , die der Brrord -
« ung des Reichspräsidenten vom 24 . Juni zuwiderlaufen , und
Sie erkundigen sich nach den von mir geplanten Maßnahmen .
As drängt mich, demgegenüber die wirkliche Lage an unseren
Landeshochschulen zu prüfen , um nicht den Eindruck entstehen
zu lassen, als ob ich meiner Pflicht nicht in vollem Umfang
genüge . Ich will in diesein Zufam inenhang die Serschlang «
des Falles Kantorrwirz nur streifen , indem ich oarauf Hin¬
weise . daß er aus dem Rahmen der Ereignisse herausfällt , die
gelegentlich der Ermordung Rathenaus sich an den 3 Hoch-
stbulen abgespielt haben . Drei Disziplinarverfahren zeaeu
Studierende , die aus diesem Falle erwachs«« sind, stud zum
Gegenstand parlamentarischer Kritik gemacht und werden von
Mir zur Zeit einer genauen Prüfung unterzogen . Trotzdem ich
nichts versänmr habe, diese Tatsache der Presse zur Keuvtuis zu
bringen , hat man nicht darauf verzichtet , ehe inan überhaupt
meine Entscheidung kennt, mit lebhaften Angriffen gegen mich
sortzufahre » , die >uich indessen nicht <ibhattet , werden , mit der
ggnzen Gewissenhaftigkeit und Ruhe das geordnete BerfaEven«inzuhalten , das mir dnrch die Gesetze und Verordnungen vor¬
geschrieben ist . Ich beschränke mich oahu auf die Erörterung
ber Frage , ob die Erscheinungen , die gelegentlich der Ermor -
bung Rathennus an unseren 3 Hochschulen Hervorgetreten find ,
Anlaß zu Ihren schweren Besorgnissen gebe« .

Ich stelle zu diesem Zlveck zunächst fest, daß an der Univer¬
sität Heidelberg ein Hochschullehrer gegen die Anordnung des
Senats am Tage der Beisetzung nachmittags l4 Studierende
ihre Übungen an lausenden Versuchen im physikalischen Ansti -
lut hat fortsetzen lasse» . Diese Zuwiderhandlung gegen di«
bckiördliche Anordnung hat eine Demonstration zur Folge ge¬bebt , in deren stürmischem Verlauf linksgerichtete Studentenln der irrigen Meinung , daourch die Staatsautoritat zu stützen,« ue « regte Menge gegen das Institut führten , die in Latz Jn -
tzitut eindrang . Der Professor , einer der bedeutendsten Phy¬siker »er Welt , mußte in Schutzhaft genommen toerden undDurde , vo » der Menge bedroht und beschimpft, zur weiteren
Verwahrung durch die Straßen geführt . Ob seine zettweise
Unterbringung im Gewerkschaftshaus nötig und berechtigt war ,btill ich hier nicht « örtern . Die Frage , ob der Professor und

db seine Gegner fich strafbar gemacht haben , ivird zur geil im
strafprozessualen Ermittlungsverfahren geprüft . Erst nach
Abschluß diese» Verfahrend werd« ich in geordneter PrüfungJ -- jeststellen können , welche Maßnahmen d « Unterrichtsverwal -
tung obliegen . Bei Erörterung dies« Dinge darf ich aber nicht
unerwähnt lassen , daß der Engere Senat der Unioersität Hei¬
delberg als Vertreter d« Gesamtuniverfität den beschuldigten
Hochschullehr« in einer öffentlichen Erklärung scharf getadelt
und seine Verurteilung deS Falles Rathenau in einer so un¬
zweideutigen Weif« kundgegeben hat, wie eS bisher noch von
reiner deutschen Universität in ähnlichen Fällen geschehen ist.
Der Allgemeine StudeutrnauSschuß hat fich der Erklärung des
Engeren Senats angeschloffen. Was der Senat der Universität
nach Lage der Sache zur Wiedergutmachung deS Ereignisses
mehr hätte tun können, ist mir nicht erfindlich . Ich kann also
nur feststellen , daß die verantwortliche Univerfttätsbehörde in
Heidelberg fich in jeder Weise korrekt verhalten hat, und daß
ick» keinen Anlaß ftibl «, ihr in dem von Ihnen gewünschten
Sinne etwa » zu bemerken . Ich will damit nickt sagen daß
nicht einzelne Lehr« und Studierende der Universität sich auf
einem andern politischen Boden befinden , als Sie und ich, daß
nicht vielleicht auch scharfe Gegner unseres politischen Stand¬
punktes sich unter ihnen befinden , aber das ist ihr Staatsbür¬
gerrecht, und unsere Aufgabe ist es zu verhindern , daß nicht
noch mehr Hochschullehrer und Studierende zu Gegnern un¬
serer politischen Auffassung werden .

An der Technischen Hvchschulr in Karlsruhe hat eine Anzahl
von Studi « enden ein unwürdiges Schauspiel aufgeführt und
geht der gerichtlichen Bestrafung entgegen . Nicht nur der
Senat , sondern , auch die gesamte Studentenschaft hat diese
Studierenden in einer sehr unzweideutigen Weife abgeschüt¬telt und sich .zur Ermordung Rathenaus ebenso unzweideutig
ablehnend geäußert , daß ich sowohl von der Haltung des Se¬
nats als . d« Studentenschaft nur sagen kann, daß fie durch¬aus korrekt war , und daß billigerweise weiter nichts erwartet
werden konnte, als daß die Verbindungen , denen die ange¬
schuldigten Studierenden airgehören, die Beziehungen zu
ihnen abbrechen, was auch geschehen ist . Die alten Herrender Verbindungen haben, wie inzwischen ja auch in der Pressebekannt geworden ist, loyale und befriedigende Erklärungenan die Regierung und den Landtag abgegeben , aus denen her¬
vorgeht , daß es sehr schwer sein würde, an Hand dieser Er¬
klärungen die Verbindungen als Bereinigungen im Sinne der
Verordnung des Reichspräsidenten vom 24 . Juni aufzufassen .
Dagegen sind eine Reihe von Verbindungen der Technischen
Hochschule mit Recht empört darüber , daß man trotz ihres
Verhaltens die Gelegenheit der Demonstration am Beerdi¬
gungstage Rathenaus dazu benutzt hat, die Schilber an ihren
Berbindungshäufern gewaltsam zu entfernen .An der Untperfität Freiburg hat fich gelegentlich der erwähn¬ten Ereignisse überhaupt nichts zugetragen , was Anlaß zueiner Rüge in Ihrem Sinne geben könnte. Es wurden ledig¬
lich Bilder rechtsgerichteter Professoren durch Demonstranten
zertrümmert , weil man eine Beschädigung des Bildes von
Professor Kantorowicz ohne weiteres den rechtsgerichteten Stu¬
dierenden in die Schuhe schob, während die Ursachen der Be¬
schädigung nicht auf politischem, sondern auf erotischem Gebiet
zu suchen find, und die Beschädigung nicht von männlichen ,
J
andern von weiblichen, bestimmt nicht von rechtsgerichteten
fänden vorgenommen wurde . Daß der Senat der Universität

Freiburg gegen Studierende und andere Hochschulangehörige ,die verdächtig waren , an dieser Beschädigung teilgenommen
zu haben, ein Ermittelungsverfahren « öffnete , war seine ver¬
fluchte Pflicht und Schuldigkeit .

Ich habe damit das Material vorgetragen , was gelegent¬
lich der Ermordung Rathenaus an den 3 Landeshochschulen
aufgetreten ist. Ich komme auf Grund dieses Materials zudem Schluffe , daß, fowest die verantwortlichen Behörden und
die geordnete Vertretung der Studentenschaft in Betracht kom¬
men , sich ein absolut korrektes Verhalten ergibt . Ich bin über
auch der Überzeugung , daß von IX oder 2 Jahren die Grund »
lagen zu einem so korrekten Verhalten wahrscheinlich noch
nicht überall Vorgelegen find . Wenn ich daher auch durchaus
nicht verkenne, daß die politische» Auffassungen sowohl eines
Tests der Hochschullehrerschaft als auch eines Teils der Stu¬
dentenschaft in unserem Sinn « ficherlich als oppositionell zu
bezeichnen find, so haben wir in Baden den Beweis geliefert ,staß das Verhalten der Hochschulen als solcher dem Staat und
der Verfassung gegenüber im Gegensatz zuLuständen im übri¬
gen Deutschland sich in einwandfreien und korrekten Bahnen
bewegt .

Wenn Sie , sehr geehrter Herr Reichstagsabgeordneter , da¬
gegen in der Lage sind , mir greifbares Material zu liefern ,
'was begründeten 'Anlaß zu Ihren Besorgnissen gibt , so würde
ich mich stark genug und imstande sichle» , eventuelle Miß¬
stände abzustellen . Indem ich hinzusüge , daß mir gelegent¬
lich der Besprechung der Ministerpräsidenten in Berlin hie
Mitteilung durch die verantwortlichen Stellen gemacht worden
ist, daß ÜRtden das einzige Land sei. in dem die OrganisationC offenbar keinen Sitz habe, glaube ich im Zusammenhangmit dem and« n zu dem Ŝchluß berechtigt zu sein , daß diese
Entwicklung nicht zuletzt darauf zurückzuführen ist, daß die
badische Regierung in ihren politischen Maßnahmen auch
den Universitäten und Studierenden gegenüber sich nicht von
augenblicklichen Erregungen , sondern durch zielbewntzte Über¬
legung hat letten lassen. Alle greiflwren Zuwiderhandlungen
gegen bestehende Vorschriften werden von mir , soweit es zumein « Zuständigkeit gehört , besttaft werden . Dies « Be¬
strafungen wären aber auch erfolgt , ohne daß vor allem in
zwei sozialdemokratischen Blättern , während ich in Berlin an
den Beratungen über das Gesetz zum Schutz der Republik
teilnahm , meine Person fortwährend in der Beleuchtung eine »
Reaktionärs « schienen wäre . Ich bin zu unempfindlich gegen ,
'über Presseangriffen , um sie bis ins Gobiei der Gemüts¬
empfindung gelangen zu lassen . Daß aber die StaatSautort -
tät , deren Gefährdung durch Angriffe von rechtsradikaler Seit «
von uns alle« bedauert wird , durch die in nichts gerechtfertig¬ten Anreden des Staatspräsidenten als eines Reaktionärs
besonders gestärkt wird , möchte ich, rein verstandsgemäß , stark
bezweifeln . ES erscheint mir überhaupt ein verfehltes Ver¬
langen zu fei» , von den llnterrtchtsvc rwaltungen allein zu» erlangen , was in Deutschland bisher weder der Presse nochden Politikern , noch den Justizverwaltungen , noch den allge¬mein « » Staatsverwaltungen gelungen ist, ihr gesamtes Per -
stmal und die zu chrem Arbeitsgebiet gehörenden Bevölke¬
rungskreise auf einen uns genehmen politischen Boden zu
bringe,, ; an und für fich wären Ereignisse wie der Fall
Ralheuau durchaus dazu geeignet . Der Tod Rathenau » war
im Begriff , jrine ungeheure moralische Wirkung auf weit «
bürgerliche Schichten auszuüben . Ob aber die Exzesse bei
den Teinonsttaklonen und die Tatsache des Generalstreiks mit
allen Nebenerscheinungen nicht dies« gesamte moralische Wir¬
kung auslöschen werden , scheint mir der Überlegung wert zu
sein .

Indem ich mir aber trotz meiner Antwort an Sie immer
weiter Müh « geben will zu überlegen , ob vielleicht doch zu
Besorgnissen in Ihrem Sinne Anlaß ist , glaube ich bei un¬
seren persönlichen Beziehungen kein unbilliges Verlangen an
Sir zu stellen , wenn ich Sie freundlichst ersuche, einmal
Ihrerseits die letzten Erwägungen anzustellen .

Mit ausgezeichnet « Hochachtung
sehr ergebenst

gez . H u m m « 1 -

Me Lage des Arbeitsmarktes .* Amtlich wird uns mitgeteilt :
Der Arbeitsmarkt zeigt keine wescnüiche Änderung ge,

genüber der Vorwoche. Dies gilt namentlich von der L a n d
Wirtschaft , deren Bedarf im ganzen recht erheblich ist.Was die Rachftage von Handwerk und Industrieanlangt , so war sie im allgemeinen beträchtlich, in der Me¬
tallindustrie im besonderen erstreckte sie sich namentlich unsKupfer - und Kesselschmiede sowie Gietzereipersonal , in der
Uhrenindustrie hat der Bedarf , nach einem leichten Rückgangin der Vorwoche , wieder zugenommen .

Jüngere Fabrikarbeiterinnen wurden in nennenswer¬ter Zahl verlangt , während nach älteren keine besondereRachftage bestand.
Der Mangel an g a st wi r t s cha s t l iche in Küchcnpcrsonalund insbesondere an häuslichen D i e n st-b o t e n hatunvermindert angehalten .

Zur Ikartotfelversorgnng .
Von zuständiger Stelle wird mitgeleilt :
Bei einer auf 12. Juli einberufenen Konferenz in , Mini ,

sterium des Innern , bei der eine Reihe von Erzeuger - und
Berbrauchervertretungen zugegen war , bestand Einigkeit dar¬über , daß die Preise für einheimische Frühkartoffel , nicht nur
wesentlich unt « den Auslandskartoffeln liegen inüffen , son¬dern daß auch die aus Baden stammenden Kartoffeln sich dem
Preis der mitteldeutschen Frühkartoffeln anpaffen müssen.Aus Mitteldeutschland werden Frühkartoffeln von dem dor¬
tigen Großhandel zu 430 bis 450 M . der Zentner angeboterr,der Erzeugerpreis in Mitteldeutschland beträgt hiernach rund
350 his 400 M . für den Zentner ab Erzeug « . Diese mittel¬
deutschen Frühkartoffeln können bei uns in Baden zu einem
Kleinverkaufspreis von 6 bis allerhöchsten» 7 M . das Pfund
verkauft werden . Wer für die aus Baden stammenden , alsomit wesentlichen Transportkosten nicht belasteten Frühkartof¬
feln höhere Erzeugerpreise fordert oder die für mitteldeutsche
Frühkartoffeln angegebenen Kleinverkaufspreise überöietet .hilft nicht nur mit die Preise zu treiben , sondern er hat auchmit staatsanwaltschartlicher Verfolgung zu rechney.

Hfeebtzeitige Lindeckung mit Düngemitteln
Von zuständiger Stelle wird mitgeteilt : Damit die wenigen

Wochen, die vor Eintritt des Frostes für die Deckung des lau¬
fenden Kartoffelbedarfs und für die Wintereindeckung zu Ge¬
bote stehen , in vollem Umfange ausgenutzt tverdcn können,
muß schon jetzt für eine möglichst schnelle und reibungslose
Abbeförderung der Kartoffeln im Herbst aus de» Überschutz¬
bezirken in die Bedarfsbezirke Vorsorge getroffen toerden. Zu
diesem Zwecke soll in stärkeren! Umfange wie bisher währendder Sommermonate eine Abbeförderung derjenigen Güter
durchgeführt werden , deren Transport im Herbst nicht unbe¬
dingt erforderlich erscheint, um auf diese Weise während der
Herbstinonate möglichst viele Wagen für den Kartoffelversandt
frei zu bekommen . Dies gilt besonders von den künstliche»
Düngemitteln . Alle landwirtschaftlichen Kreise werden daher
dringend aufgefordert , sich bereits während der Sommerzeitmit künstlichen Düngemitteln einzudecken. Das Reichsver -
kehrsministeriuni hat für den Abtransport von Kali ' einen er¬
mäßigten Frachttarif eingeführt . Es fei auch besonders darauf
hingewiesen , daß , falls sich im Herbst die Wagenknappheit wie¬
derholt , vorübergehend etwa vom 15. September bis 1. Oktober
mit einer Beförderungssperre der künstlichen Düngemittel
gerechnet werden »nutz .

Der Stand der zfeldgewäcdse in Kaden
Antang Juli 1922 .

Der Juni war in der Hauptsache trocken und warm und di «
vereinzelt in Form von Gewitterregen gefallenen Nieder¬
schläge waren nicht überall ausreichend genug , um die Bege -
tation in der erforderlichen Weise zu fördern . Mancherorts ,
so am Kaiscrstubl , im Bezirk Lahr, im HamerSbncher Tal
usw . , waren diese Gewitter von Hagel begleitet , der zum Teil
erheblichen Schaden angerichtet hat . Am ergiebigsten waxendie Niederschläge in Südbaden , wo sich die Getreidefrüchte ,
insbesondere auf schweren Böden , « holen konnten , währendin den meisten übrigen LandeSgegendcn die Trockenheit an¬
dauerte und die ErnteauSstchten infolgedessen ungünstiger be¬
urteilt wurden als zu Anfang des vorigen Monats . Dazu
karnen häufige Klagen über Verunkrautung aus fast allen
Landesteilen , ferner Wer das Vorkommen von Rost sowie En -
aerlingen , Fritfliege (beim Hafer ) usw ., sodaß uneingeschränki
hoffnungsvolle Berichte sehr selten sind und die Mehrzahl der
Meldungen der Befürchtung Ausdruck gibt, daß die Getreide¬
ernte nach der Menge hinter der vorjährigen zurückbleiben
wird . In einigen Bezirken Mittelbadens hat die Akerntung
von Roggen und Gerste , infolge rasch eintretender Notreife
begonnen ; anderwätrs wurden und werden geringe Hafer¬
bestände , die nicht vorwärts kamen, grün äbgemäht und ver¬
füttert .

Die Beurteilung des Standes der Kartoffeln lautet nacheiner Mitteilung des Statistischen Landesamts im allgemei¬nen zufriedenstellend ; auch die Berichte über die Futterrüben
(Dickrüben ) und die Zuckerrüben find zum größten Teil nicht
ungünstig .

Die Heuernte ist in der Hauptsache beendet. Die Ertrag «
wurden zumeist in guter Beschaffenheit eingooracht, bleiben
jedoch infolge der Trockenheit hinsichtlich der Menge vielerorts
hinter dem Vorjahr zurück . Die Kleeäcker haben vielf « h un¬
ter der Ungunst der Mtterung gelitten , während die Luzerne¬
äcker , namentlich die jüngeren Bestände , erheblich günstigere
Erträge abwarfen . Auch gut gedüngte und Wäfferwiefen
haben da und dort beftiedigende erste Schnitt« geliefert .Das Anpflanzen des Tabaks ist bei dem trockenen Wette «
nur langsam vor sich gegangen ;, die Pflanzungen entwickel«
fich übrigen » in den meisten Bezirken zufriedenstellend .

Die Reben stehen fast überall , insbesondere aber in den
wichtigen Weinbaugegenden , so am Kaiserstuhl und in der
Markgräfler Gegend , sehr schön und gesund. Am Kaiserstuhl
hat Hagel strichweise geschadet.

Die Mobnungsnot in Kaden .
Anläßlich einer Sondererhebung des Statistischen Landes¬

amts über den neuesten Stand der Wohnungsfrage hat sich
ergeben , daß der Wohnungsbedaff in den letzten Monaten ganz
erheblich zugenommen hat. Rach dem Ergebnis der letzten Er¬
hebungen im Oktober 1920 wäre der dringende Bedarf am
Wohnungen mit rund 18 400 Neuwohnungen zu decken gewe¬
sen ; nach d« :« om Statistischen Landesamt in Nr . 6 d« „Sta¬
tistischen Mitteilungen " veröffentlichten Statistik hat sich ber
WohnungSbedarf bitznt. JcnnEt ds. Js . ,« uf rund 26 500 d . s.
44,3 Prozent gesteigrrtt >hj

In der Stadt Rmlccheiw allein mangelt es an 5200 ober
einem Fünftel (49,8 v . H,) d« im ganzen Lande al » dringend
notwendig anerkannten Wohnungen . Heidelberg bedars zur
Ste « « ung der dringendste » Wohnungsnot der Schaffung von
3000 (11,3 v . H . ) neuen Wohnungen . Die Stadt Kurksrub»



penötigt dringend eines Zugang » von LAS (8,8 v. H , Pforg -
»eim von 1000 (3,8 v . H . ) , Konstanz von NX) (3/ ) v. H.) Woh¬
nungen . Selbst in sämtlichen rein landwirtschaftlichen Amts¬
bezirken, wie beispielsweise Engen , Pfullendorf , Adelsheim,
Buchen usw., herrscht Mangel an dringend notwendigen Woh¬
nungen .

Daß in Erkenntnis des Ernstes der Lage Reich Länder und
Gemeinden redlich bemüht sind, der Wohnungsnot durch För¬
derung von Neubauten zu steuern , ist hinlänglich bekannt . In
der Tat sind im Jahr 1921 im ganzen mehr neue Wohnungen
erstellt worden als im Jahr 1914 ; in den ersten 5 Monaten
des laufenden Jahres ist eine weitere Steigerung des Woh-
nungSzuwachses gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vor¬
jahres um 40,3 Prozent eingetreten .

Aukgeknndenes Geld.
Es wurde aufgefunden im Monat Mai : am 30 . : im Zug

1291 ein Geldbeutel mit 105 M . 30 Pf ., ^ geliefert in Rau -
münzach ; im Monat Juni : am 2. : aus dem Bahnhof Freiburg
eine Mappe mit 81 M . SO Pf . ; am 4 . : im Zug 930 ein Geld¬
beutel mit 199 M„ abgeliefert in Freiburg i. B . ; am 9. : auf
dem Bahnhof Heidelberg der Betrag von 90 M . ; am 10. : auf
dem Bahnhof Rot-Malsch eine Tasche mit 13 M . 35 Pf . ; am
16. : im Zug 754 eine Tasche mit 10 M ., abgeliefert in Rastatt ;
am 18. : im Zug 930 ein Geldbeutel mit 11 M ., abgeliesert in
Karlsruhe , auf dem Bahnhof Bruchhausen der Betrag von SO
Mark , auf dem Bahnhof Emmendingen der Betrag von 30 M . ;
am 19. : auf dem Bahnhof Donaueschingen eine Mappe mit
17 M . ; am 20. : im Zug 658 eine Mappe mit SO M ., abgelie¬
sert in Appenweier, auf dem Bahnhof Peterzell -Königsfeld der
Betrag von 20 M . ; am 23 . : auf dem Bahnhof Konstanz ein
Geldbeutel mit 7 M . 30 Pf ., auf dem Bahnhof Singen
(Hohentw.) ein Geldbeutel mit 132 M . 74 Pf . und 2 Franken ,
am 24 . : im Zug 933 ein Geldbeutel mit 36 M . 85 Pf ., abgelie¬
fert in Karlsruhe , auf dem Bahnhof Karlsruhe der Betrag von
10 M . ; am 25 . : auf dem Bahnhof Karlsruhe der Betrag von
20 M ., im Zug 936 ein Geldbeutel mit 14 M . 61 Pf ., abge¬
liefert in Pforzheim , im Zug 342 ein Geldbeutel mit 11 M .
40 Pf ., abgeliefert in Mannheim ; am 26 . : im Zug 1650 der
Betrag von 10 M ; am 27 . : auf dem Bahnhof Karlsruhe der
Betrag von 54 SR .j am 28 . : im Zug 755 ein Geldbeutel mit
14 Wl., abgeliefert in Mannheim , auf dem Bahnhof Bruchsal
der Betrag von 20 M ., auf den : Bahnhof Appenweier eine
Mappe mit 21 M . ; am 29 . : auf dem Bahnhof Heidelberg der
Betrag von 10 M . , auf dem Bahnhof Walüshut der Betrag von
7 M ., auf dem Bahnhof Heidelberg der Betrag von 50 M . ;
am 30 . : im Zug 453 ein Geldbeutel mit 23 M ., abgeliefert in
Karlsruhe .

Von der Angestelltenversicdernng .
8ch. Die Angestellten einer eingetragenen Erwerbs - und

jWirtschaftsgrnosienschaft, die gegen Entgelt kaufmännische
Dienste verrichten, gelten nach der Rechtsprechung des Ober¬
schiedsgerichts für Angeftelltenversicherung als in einem ^}an-
aelsgeiwerbe beschäftigt und hiernach als verisicherungspflicht'ge
Handlungsgehilfen . Dagegen sind nicht zu versichern die An¬
gestellten eines nicht eingetragenen Vereins , der die Förderung
der wirtschaftlichen Jntereffen seiner Mitglieder bezweckt, aber
Kaufmannseigenschast nicht besitzt . Um Nachteile bei Revi¬
sionen zu vermeiden , ist für die hiernach Versicherungspflichti¬
gen Angestellten die Anmeldung und der Beitragsrückstand iu-
kort an die Reichsverjsicherungsänstalt für Angestellte einzu¬
senden. Bei der Berechnung der Beiträge ist der Wert der
Sachbezüge (freie Kost , Wohnung , Licht , Feuerung , Kleidung
«und dergl.) den Barbezügen hinzuzurechnen .

Ikurze Nachrichten aus Waden .
Zugverkehr. Vom Freitag , den 21 . Juli an verkehrt neu :

Vorzug D 2 Frankfurt a . M . ab 7,00 Uhr vorm ., Mannheim
au 8,43 , ab 8,53 , Karlsruhe an 9,55 , Offenburg an 11,19 , mit
durchlaufenden Wagen Frankfurt a . M . über Mannheim bis
Offenburg .

DZ . Heidelberg, 17. Juli . Zum Rektor der Universität Hei¬
delberg wurde Geh . Hofrat Professor Dr . Anschütz für das Stu¬
dienjahr 1922/23 gewählt.

DZ. VUttttfceta, IT. Juli . Im Musensaale des Rosengarten
fand heut« vormittag 9 Uhr der Festakt aus Anlast des 108
jährige« Bestehe «» der Mannheimer städtische« Sparkasse statt
Die Festreste hielt Herr Sparkaffendirektor H. Schmelcher. E-
wurde eine Festschrift herausgegeben , die einige wertvolle Bei¬
träge , so n. a . eine Geschichte der hiesigen Sparkaffe aus der
Feder Prof . Dr . Walters , zur Orientierung , enthält . —
Gleichzeitig mit der Jahrhundertfeier der Sparkaffe ist die
zweite Hauptversammlung de« Badische « Sparkasse«- und
Girovrrbandes in Mannheim verbunden . Jrn Friedrichspark
fand am Sonntag , abends 8 Uhr, ein Begrützungsabend statt.
Im Namen der Stadt Mannheim sprach Bürgermeister Ritter
humorvolle Begrützungsworte und das Landhäuser Quartett
verschönte den Abend mit einigen Chören . Heute, Montag vor¬
mittag , begannen die geschäftlichen Beratungen . Für morgen
ist ein Ausflug nach Heidelberg geplant . Bei dem Festakt hielt
auch Oberbürgermeister Dr . Kutzer eine Begrüßungsansprache .
Als letzter und Hauptredner sprach noch Sparkaffendirektor
H . Schmelcher.

DZ . Rastatt , 17. Juli . Wie die . Rastatter Zeitung " meldet,
wurden gestern Abend etwa um halb 8 Uhr nach Beendigung
des Otigheimer Volksschauspiels, von der Gendarnierie Rastatt
im Hotel „Tell " zu Otigheim , das ungefähr 5 Minuten vom
Bahnhofe entfernt liegt, zwei junge Leute verhaftet , die für
Mitwiffer des Rathenaumordes gehalten werden. Die jungen
Männer , Emil Muß aus Lockstädt und Karl Erdman » aus
Hohenofen, bei Berlin , stehen im Alter von 25 bis 28 Jahren ,
der kleinere blond, der größere schwarz . Beide trugen helle
Sportanzüge . Gäste der Wirtschaft veranlaßten die Rastatter
Gendarmerie telephonisch , die Verhaftung vorzunehmen ; die
jungen Leute hatten sich durch verschiedene Fragen verdächtig
gemacht . Die Verhaftung erfolgte ziemlich unauffällig . Die
Festgenommenen wurden im Amtsgefängnis Rastatt unter¬
gebracht.

DZ . Freiburg , IX Juli . Jahresversammlung des Freiburger
Münsterbauvereins . Nach dem Geschäftsbericht ist die Finanz¬
lage des Vereins immer noch eine unsichere . Die Einnahmen
betrugen einschließlich eines Barvorrats aus früheren Jahren
880 026,79 M ., die Ausgaben 852 787,96 M ., so daß ein Über¬
schuß von 27 238,83 M . verblieb. Das Bereinsvermögen hat
sich durch die vermehrten laufenden Ausgaben auf 3 035 301,78
Mark vermindert . Das Ministerium des Innern in Karls¬
ruhe hat dein Münsterbauverein eine Geldlotterie in 5 Reihen
mi ; je 600000 zu 6 M . genehmigt, wovon 3 Reihen in den
Jcu .ren 1922 bis 1924 mit Einverständnis des preußischen
Stoatsministcriums , auch im preußischen Staatsgebiet vertrie¬
ben werden dürfen . Mit Befriedigung ist festzustellen, daß ftch
der Mitgliederstand gehoben hat . Er beträgt 1269 jährlich zah,
lende Vereinsmitglieder und 123 lebenslängliche Mitglieder .
Die Jnstandsetzungsarbeiten am Hauptturm konnten inzwi¬
schen glücklich abgeschlossen werden. Indessen steht die Bautättg .
keit unter dem Druck der wirtschaftlichen Verhältnisse, so daß

! man sich künftig auf Renovierungsarbeiten kleineren Üm -
i fangeS wird beschränken muffen . Das zu dem Turmgerüst ver¬

wendete Holz war noch in gutem Zustande und konnte günstig
verkauft werden. Die Jnstandsetzungsarbeiten der Glasgemälde
ini Schiff des Münsters durch Professor Dr . F . Geiger , erfuh¬
ren im Berichtsjahre eine weitere , den derzeitigen sinanziellen
Verhältniflen entsprechende Förderung .

Aus der Landeshauptstadt .
Aus der Stadtratssitzung vom 13. Juli .

Gemeindesatzungen. Beim Bürgercrusschutz wird gemäß
8 19 der Gemeindeordnung die Erlassung einer Gemeinde¬
satzung über die Zusammensetzung des Stadtrats beantragt .
Die Satzung sieht eine Erhöhung der ehrenamtlichen Stadt¬
räte von 23 auf 24 vor.

Ausstellung von Kunstwerken. Der Kunsthalle , die im Herbst
dieses Jahres eine Ausstellung von sehenswerten Kunstwer¬
ken aus dem hiesigen Privatbesitz zu veranstalten beabsichtigt ,
wird auf Ansuchen ein Zuschuß zu den Kosten der Ausstellung
aus stäöt. Mitteln in Aussicht gestellt und der Betrag noch im
Gemeindevoranschlag für 1923 vorgesehen.

Linienführung der Straßenbahn . Die Linie 6 der städti¬
schen Straßenbahn wird vom Durlacher Tor bis zum Haupt-
bahnhvf eingestellt, da sie auf dieser Strecke nur in geringem

Maße benützt wird . Der Verkehr durch die Kapellenstraffe
wird durch die Wagen der inie 7 aufrecht erhalten , die künftig,
hin von Hagsfeld bis Mendelssohnplcch oder Ettlinger Tor ver -
kehren werden . Vom Hauptbahnhof bi» zum Kühlen Krug
wird der Becktzchr der Linie 8 muh wie vor bestehen bleiben.

Staatsanzeiger.
Die zweite juristische Prüfung int Frühjahr 1922 bete.

Auf Grund der im Frühjahr 1923 bestandenen zweiten ju¬
ristischen Prüfung sind folgende Referendare zu Gerichtsaffes-
soren ernannt worden :

Dr . Courtin , Erwin , aus Karlsruhe , Dinges , Heinrich, au »
Baden, Höfrld, Gerhard , aus Danzig, Jäger , Heinriche aus
Metz, Dr . Katz, Walther , aus Mannheim , Matt , Maximilian ,
aus Segeten , Mrfchenmoser, Josef , aus Pfullendorf , Dr . Mohr,
Hans , aus Heidelberg, Dr . Morr , Heinriche aus Heidelberg,
Dr . Müller , Hermann , aus Müllheim , Ottendörfer , Hermann ,
aus Stockach, Peter , Albert, aus Kehl, Ramsperger , Hermann ,
aus Konstanz, Dr . Restle, Rudolf , aus Heidelberg, Dr . Rose«,
felder, Fritz, aus Rtünchen, Schandelmaier , Franz , aus Schön-
Wald, Schauder» Hermann , aus Freiburg , Schleicher , Hugo,
aus - Nonnenweier , Dr . Seitz, Alfred, aus Wolfach, Dr . Silber¬
stein, Max, aus Mannheim , Strnpp , Albert, aus Jena , Dr .
Waerther , Karl , aus Karlsruhe , Dr . Weilbauer , Eugen , au»
Karlsruhe , Wilffer, Friedrich, aus Saargemünd .

Karlsruhe , den 14. Juli 1922.
Jnstizministerinm .

Trunk . Spiest.

Das allgemeine Dienstalter der Gerichtsaffeffore» betr.
Auf Grund des 8 22 der Verordnung Wer die Vorbereitung

zum höheren öffentlichen Dienst in der Justiz und der inneren
Verwaltung (GVBl . 1918, S . 298 ), sowie der 88 8 und 8 der
Verordnung vom 17. November 1917, die Einwirkung de»
Krieges auf die Anstellung im öffentlichen Dienste betr .
(GBBl . 391 ) , sind folgende aus der zweiten juristischen Prü¬
fung im Frühjahr 1922 hervorgegangene Gerichtsaffefforen,
die infolge Erfüllung der aktiven Dienstpflicht im Heere, Ein¬
berufung zum Kriegsdienst oder infolge anderer unverschul¬
deter zwingender Ursachen die zweite juristische Prüfung ver¬
spätet abgelegt haben, nach Maßgabe ihrer Prüfungsergebniffe
in einen ftüheren Prüfungsjahrgang eingestellt worden, und
zwar :

tn den Prüfungsjahrgang 1918 :
Dr . Katz, Walter , aus Mannheim , Dr . Morr , Heinrich, au »

Heidelberg, Peter , Albert, aus Kehl, Wilffer , Friedrich , aus
Saargemünd ;

in den Prüfnngsjahrgang Spätjahr 1919 :
Dr . Courtin , Erwin , aus Karlsruhe , Höfeld , Gerhard , au »
Danzig , Dr . Müller , Hermann , aus Müllheim , Ramsperger ,
Hermann , aus Konstanz, Dr . Restle, Rudolf , aus Heidelberg,
Dr . Rofenfelder, Fritz, aus München, Schleicher, Hugo, au»
Nonnenweier , Strupp , Albert, aus Jena , Dr . Waerther , Karl ,
ans Karlsruhe ;

in den Prüfungsjahrgang Frühjahr 1920 :
Dr . Seitz, Alfred, aus Wolfach, Dr . Weilbauer , Eugen , au»

Karlsruhe ;
in den Prüfnngsjahrgang Frühjahr 1921 :

Matt , Maximilian , ans Segeten , Dr . Mohr , Hans , aus Hei¬
delberg;

in den Prüfungsjahrgang Spätjahr 1921 :
Dinges , Heinrich, aus Baden , Meschenmoser, Josef , au »

Pfullendorf .
Karlsruhe , den 14. Juli 1922.

Justizministerium .
Trunk . SpieN»

Im Einverständnis mit dem Ministerium der Finanzen
wurde Jngenieurpraktikant Hellmut Wehe, zurzeit in Mün¬
chen, in der Liste der Jngenieurpraktikanten gestrichen .

Karlsruhe , den 17. Juli 1922.
Badisches Arbeitsministerium

Der Ministerialdirektor :
Fuchs . Fuchs

Gesuch der Firma ü oscufeld und Cie. hier um
gewertzepolireiltche Genehmigung einer Anlage

betreffend .
Die Firma Rosenfeld und Cie . Neureuterstr . 5 hier,

beabsichtigt auf ihrem Anwesen an der Neureuterstr .
(Grundstück Lgb . Nr . 8553 —8560 ) ein Metnllschmelzwerk
und mehrere Schuppen zu erstellen. £ >.274

Etwaige Einwendungen gegen das Unternehmen sind
bei Ausschlußvermeiden binnen vierzehn Tagen beim
Bezirksamt , Zimmer 26 , rvo die Pläne zur Einsicht
offen liegen, anzubringen .

Karlsruhe , den 13. Juli 1922 . O .Z . 90
Bezirksamt III .

Blei Bsim - Kw
iß Wen. Küpn, WM

20 Zimmer komplett, mit herrlichem Obstgarten , Stal¬
lung , Terrasse und Veranda bei M . 500000 .— An¬
zahlung zu verkaufen . Vermittlung angenehm .

Karl Schmitz , Hotel Aegir
Göhren ( Rügen ) .

Die Erweiterung des Ortsbauplanes der
Gemeinde Spöck betreffend .

Der Gcmeinderat Spöck beabsichtigt den Ortsbau¬
plan durch zwei neu anzulegende Straßen zu er¬
weitern . O .2M

Die hierüber gefertigten Pläne nebst dem Angrenzer¬
verzeichnis liegen, vom Tage der Ausgabe der diese
Bekanntmachung enthaltenden Nummern der Tages¬
zeitungen an , während zwei Woche» im Rathaus in
Spöck zur Einsicht der Beteiligten auf .

Etloaige Einwendnugeu hiergegen sind innerhalb der
bezeichneten Frist bei Ausschlußvermeiden beim Ge¬
meinderat Spöck oder Bezirksamt hier zu erheben.

Karlsruhe , den 14 . Juli ' 1922 . O.Z . 92
Bezirksamt Abt. II .

Das Attswand « rnitgswesen betreffend .
Wir bringen hiermit zur allgemeinen Kenntnis , daß

die dem Herrn Valentin Wetterich am 3 . August 1921
gemäß 8 l l des Reichsgesetzes vom 9 . Juni 1887 über
das Auswanderungswesen erteilte Erlaubnis , bei der
Beförderung von Auswanderern nach autzerdeutschen
Länder > als Agent der Hnmburg -Amerika-Linie durch
Vorbereitung und Abschluß von Beförderungsverträgen
gewerbsmäßig mitzuwirken , erloschen ist .

Etwaige Ansprüche aus der Geschäftsführung des
genannten Auswanderungsagenten an die von ihm
gestellte Kaution sind binnen sechs Monaten beim
Bezirksamt anzumelde« und zu begründen . Nacheinem Jahre wird die Rückgabe der Kanätzen an tzrcrn
Wetterich gemäß § 31 der Veenvdnun» »es Bundes -
rats vom ! 4 März 1898 betmGmd Beftnnmnmgenüber den Geschäftsbetrieb der Bnswanderungsnnter -
nehmer und Agenten erfolgen. 0 .285

Karlsruhe , den 11 . Juli 1922 . 0 .3 . 89
Badisches Bezirksamt . — Polizeidirektio « C.

Die Ziehung der 2 . Klaffe der 20 . Preußisch -Süd¬
deutschen (246 . Preußischen) Klaffenlotterte wird
nach planmäßiger Bestimmung am 25 - und 26. Juli
1922 ftattfinden .

Die planmäßige Erneuerung der Lose 2 . Klasse hat
bis spätestens Mittwoch, den 19 . Juli ds . Js ., abends
6 Uhr bei den zuständigen Badischen Lotterieein -
nehmern zu erfolgen, die auch Kauflose abgeben.

Karlsruhe , den 17. Juli 1922 .
Laubeshauptkaff «.

Zum 1 . August ausge¬
bildete

Haustochter
die mit der Hausfrau alle
Arbeiten verrichtet, gesucht-
Waschftau vorhanden . Fa¬
milienanschluß, Taschen¬
geld - A -426
Fabrikant Grau . Hetdel -

berg , Bergstr. 135 .

Stütze,
zuverl ., kinderl., nicht unt .
22 Jahre , die sich mit der
Hausftau allen häuslichen
Arbeiten unterzieht , zum
1 . August gesucht nach
Heidelberg. Waschfrau vor¬
handen . Familienanschluß .
Zeugnissem Gehaltsanspr .
Offerten unter A . 427 an
die Exped- der Karlsr . Ztg.

Gesucht
wird für unsere Frauen¬
arbeitsschule eine tüchtige
und erfahrene

Lehrerin»
die im Weißnähen , Kleider¬
machen und Sticken durch¬
aus bewandert ist .

Bewerbungen unter An¬
gabe der Gehaltsansprüche
sind an den Frauenverein
zu richten . A .229 .2 .1

Kraueuberei«
Schopfheim .

Metallbetten
Stahlinatr ., Kinderbett., direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
EisenmöbelfabrikSuhl (Thür. )

MglllßeWW
L6tniti8t $cti$istattiL

Aufgebot .
0 .266 . Bruchsal . Elise

Hauser , ledig in Bruchsal,
hat den Antrag gestellt , den
am 21 . August 1862 in
Heidelsheim geborenen
Landwirt Jakob Schroth , der
um das Jahr 1880 nach
Nordamerika auswanderte ,
für tot zu erklären, nachdem
er seit vielen Jahren ver¬
schollen sei-

Der Verschollene wird
aufgefordert , sich spätestens
in dem auf
Freitag, 23 . Februar 1823 ,

vormittags 9 Uhr ,
im Amtsgerichtsgebäude,
Zimmer 16 in Bruchsal be¬
stimmten Aufgebotstermin
zu melden, loidrigenfaüs
seine Todeserklärung erfol¬
gen wird.

An alle, die Auskunft
über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens im
Aufgebotstermin dem Ge¬
richt Anzeige zu machen .
Bruchsal, 28. Juni 1922 -

Der Gerichtsschreiber
des Amksgcruhts '

Aufgebot-
0 -298.2 . 1 Offenbnrg . Die

Valentin Hurst Witwe Fr»n-
ziska zeb. Sätiuger, vertreten
durch ihren Generalbevoll¬
mächtigten, Ferdinand See .
Altbürgermeifter und Land¬
wirt in Rammersweier , hat
beantragt , den eingetra¬
genen Grundstückseigen,
tüiner des auf Gemarkung

BohlsbachgelegenenGrund -
stück Lgb . Nr . 659 , 78 ar
Ackerland , Landwirt Benja¬
min Hurst in Rammersweier
mit seinem Rechte an dem
Grundstück auszuschließen.

Der bisherige Eigentümer
wird aufgefordert, seine
Rechte bis spätestens im
Termin vom:
Donuerstag, 18. Rov. 1822 ,

vormittags 8 Uhr,
geltend zu machen , widri¬
genfalls seine Ausschlie¬
ßung erfolgt.
Offenburg , 14. Juli 1922 .

Amtsgericht I .
Der Gerichtsschreiber.

0 -267 . Heidelberg . Schuh¬
macher Josef Fessel, wohn¬
haft in Neckargemünd, ge¬
boren am 5 . Juli 1875 in
Oberböbingen (Württem¬
berg) wurde durch Beschluß
des Bad . Amtsgerichts Hei¬
delberg vom 25 - Januar
1922 wegen Trunksucht ent¬
mündigt .
Heidelberg, 13, Juli 1922 .

Amtsgericht 4.

IWelem
LÜMtMlWM
MMWsWW

betreffend .
Die beim Landgericht

Karlsruhe bis einschließlich
1891 , teilweise auch bis
zum Jahr 1911 erwach¬
senen Akten der Straf¬
rechtspflege sind zur Ver¬
tilgung ausgeschieden. Den
Berechtigten steht es frei,
innerhalb einer Frist von

4 Wochen um Rückgabe
der von ihnen oder ihren
Rechtsvorgängern zu sol¬
chen Akten übergebenen
Beweisurkunden nachzu¬
suchen . 0 .290

Karlsruhe , 14 . Juli 1922 .
Der Laubgerichtspräsident .

ÜIM« holMlkaiIs
Das Bad . Forstamt Bonn-

dorf (im Schwarzwald ) ver-
kauft fteihändig etwa 1400
Festmeter Nadelnutzholz
(Fichten, Tannen , Forlen )
aller Klassen in 7 Losen.

Verzeichnisse und nähere
Auskunft dnrch das Forst¬
amt . 0 .265

Schriftliche, auf ganze
Verkaufslose lautende , in
Prozenten der Landes-
grundprejse für 1921/22
ausgedrückteGebote werden
bis Mittwoch , den 28. Juli
1822 angenommen .

Verputzarbeiten und Gla¬
serarbeiten in 2 Losen für
den Umbau des Aufnahm -
gebäudes Pforzheim öffent¬
lich zu vergeben. Zeichnun¬
gen , Bedingungen und
Arbeitsbeschriebe auf un¬
serem Büro , Luisenstr . 2,
Zimmer Nr - 9 , von 8— 12
Uhr zur Einsicht. Dort
auch Abgabe der Angebots-
Vordrucke- Angebote ver¬
schlossen mit entsprechender
Aufschrift bis Montag, de«
31 . Jnli , vormittags V,1i
Uhr, dem Zeitpunkt der
Eröffnung , postfrei und
verschlossen an uns einzu-
reichen . Zuschlagsfrist 3
Wochen . 0292 -2 .1

Pforzheim . 14 Juli 192 .2
Bahnbauinspettion

Druck der Karlsruher Zeitun «,
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